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Der Bundesminister des Innern 

DU 4 -220 234/10 


Bonn, den 16. September 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Tarifliche Situation von Angestellten der Bundes- 
regierung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Stücklen, 
Höcherl, Wagner (Günzburg), Dr. Schneider (Nürnberg), 
Dr. Fuchs, Dr. Kreile, Ziegler und Genossen 
- Drucksache VI/ 1080 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 

1. Wie viele Angestellte sind seit der Übernahme der Regierungs- 
verantwortung von der Bundesregierung bzw. den einzelnen 
Ministerien auf Grund übertariflicher Vergütungsvereinbarungen 
eingestellt worden? 

Aus dem Sachzusammenhang der Fragen entnehme ich, daß 
unter Angestellten, die aufgrund übertariflicher Vergütungsver- 
einbarungen eingestellt worden sind, die Angestellten gemeint 
sind, mit denen ein Arbeitsvertrag nach der Allgemeinen Dienst- 
ordnung für übertarifliche Angestellte im öffentlichen Dienst 
vom 10. Mai 1938 (ADO) abgeschlossen worden ist und die ent- 
weder eine Vergütung im Rahmen der für ADO-Angestellte in 
den jeweiligen Vergütungstarifverträgen vorgesehenen Beträge 
erhalten oder mit denen eine darüber hinausgehende außer- 
tarifliche Vergütungsregelung (z. B. eine Vergütung in Höhe 
einer Besoldungsgruppe des Bundesbesoldungsgesetzes) verein- 
bart ist. 

Nach ihren Angaben haben die Bundesministerien (einschließ- 
lich Presse- und Informationsamt der Bundesregierung) in der 
Zeit vom 20. Oktober 1969 bis 10. August 1970 in ihren 
Geschäftsbereichen insgesamt 44 Arbeitsverträge der vorge- 
nannten Art abgeschlossen. In dieser Gesamtzahl sind auch die- 
jenigen Angestellten enthalten, mit denen kein Arbeitsvertrag 
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nach der ADO, sondern ein anderer Arbeitsvertrag abgeschlos- 
sen worden ist, die aber im übrigen den ADO-Angestellten 
- insbesondere wegen der getroffenen Vergütungsregelung - 
gleichzustellen sind. Erfaßt sind ferner diejenigen Angestellten, 
die schon vor dem 20. Oktober 1969 im Bundesdienst standen, 
die aber während des genannten Zeitraums zu übertariflichen 
Angestellten höhergestuft worden sind. Von den 44 übertarif- 
lichen Angestellten sind zwei Angestellte, deren Arbeitsvertrag 
befristet war, bereits wieder ausgeschieden. 


2. Welche dieser Angestellten erhielten Dienstposten, die das 
Besoldungsgesetz der Besoldungsordnung „B" zuweist? 


Mit 26 Angestellten wurde - entsprechend der Bewertung der 
wahrzunehmenden dienstlichen Aufgaben - eine außertarifliche 
Vergütung in Höhe der Dienstbezüge eines Beamten der Be- 
soldungsordnung B vereinbart, und zwar nach 


Besoldungsgruppe B 2 
Besoldungsgruppe B 3 
Besoldungsgruppe B 5 
Besoldungsgruppe B 6 
Besoldungsgruppe B 9 
Besoldungsgruppe B 10 
Besoldungsgruppe B 1 1 


1 Angestellter 
1 1 Angestellte 

1 Angestellter 
5 Angestellte 
3 Angestellte 

2 Angestellte 

3 Angestellte. 


Von den beiden in der Beantwortung der Frage 1 genannten 
ausgeschiedenen Angestellten erhielt ein Angestellter Ver- 
gütung nach Besoldungsgruppe B3 und ein Angestellter Ver- 
gütung nach Besoldungsgruppe B 9. 


3. über welche Vorbildung, Berufserfahrung bzw. Bewährung nach 
Abschluß der Ausbildung (in Jahren) verfügen diese Ange- 
stellten? 

Von den 44 übertariflichen Angestellten hatten 

34 Angestellte eine abgeschlossene wissenschaftliche 
Hochschulausbildung, 

4 Angestellte das Reifezeugnis, 

6 Angestellte eine andere Vorbildung. 

Hinsichtlich der Berufsausbildung der übertariflichen Angestell- 
ten wurden folgende Feststellungen getroffen: 

21 Angestellte hatten eine abgeschlossene Ausbildung 
nach dem jetzigen Laufbahnrecht für den höheren 
Dienst, 

22 Angestellte eine sonstige abgeschlossene Berufsaus- 
bildung. 


2 


Die nachstehenden Übersichten stellen die Dauer der Berufs- 
tätigkeit (in vollen Jahren) der übertariflichen Angestellten bis 
zum Abschluß ihres übertariflichen Arbeitsvertrages dar. 
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Übersicht über ciie Dauer der Berufstätigkeit 
im öffentlichen Dienst 

unter 6 Jahren 5 bis 10 Jahre 1 1 bis 15 Jahre über 15 Jahre 

12 13 2 4 

Übersicht über die Dauer der Berufstätigkeit 
außerhalb des öffentlichen Dienstes 

unter 6 Jahren 6 bis 10 Jahre 1 1 bis 15 Jahre über 15 Jahre 

12 7 7 13 

Im Durchschnitt hatten die genannten Angestellten eine Berufs- 
tätigkeit von über 15 Jahren, wovon 5b^2 Jahre auf eine Tätig- 
keit im öffentlichen Dienst und lOVs Jahre auf eine Tätigkeit 
außerhalb des öffentlichen Dienstes entfallen. 


4. Ist es zutreffend, daß die Einstellungspraxis der Bundesregie- 
rung vom Bundesrechnungshof beanstandet worden ist? 

Der Bundesrechnungshof hat die Praxis der Bundesregierung 
bei der Einstellung von übertariflichen Angestellten nicht 
generell beanstandet. Mit Schreiben vom 26. Februar 1970 hat 
er anläßlich eines besonders gelagerten Einzelfalles auf Grund- 
sätze hingewiesen, die bei der Einstellung von Angestellten zu 
beachten sind, die für eine Tätigkeit im öffentlichen Dienst 
gewonnen werden sollen. Insbesondere hat er herausgestellt, 
daß das bisherige Einkommen eines Bewerbers nicht allein 
Maßstab für die Festsetzung seiner Vergütung im öffentlichen 
Dienst sein könne, weil dem Bewerber bei einer Beschäftigung 
im öffentlichen Dienst sonstige Vorteile, wie z. B. die Anwart- 
schaft auf eine zusätzliche Altersversorgung, Sozialleistungen 
und längerer Urlaub, eingeräumt würden. Außerdem hat es der 
Bundesrechnungshof aus allgemeiner tarifpolitischer Sicht als 
unbefriedigend bezeichnet, wenn Angestellte in jüngerem 
Lebensalter und ohne ausreichende Berufserfahrung und Be- 
währung von Anfang an übertarifliche Vergütungen erhalten. 
Die Bundesminister sind von mir am 6. Mai 1970 unter Hinweis 
auf die Grundsätze des Bundesrechnungshofes um die Ein- 
haltung eines strengen Maßstabes bei den in Betracht kommen- 
den Fällen gebeten worden. 


Genscher 



